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Statement Uwe Klemens, ehrenamtlicher Verbandsvorsitzender 

 

Meine Damen und Herren, 

 

die Finanzlage der GKV spitzt sich von Jahr zu Jahr zu. 82 von 93 

Krankenkassen mussten zu Beginn dieses Jahres ihren Zusatzbeitragssatz 

zum Teil drastisch erhöhen. Die Beitragssätze haben mit 17,5 Prozent einen 

historischen Höchststand erreicht. 2015 waren es noch 15,4 Prozent. 

Während ein Versicherter mit einem durchschnittlichen Einkommen 2015 

rund 2.850 Euro im Jahr für seinen Versicherungsschutz zahlen musste, sind 

es heute über ein Drittel mehr - etwa 3.900 Euro. Diese extremen 

Beitragssatzsteigerungen hätten vermieden werden können. Sie bringen die 

Versicherten nicht nur an ihre Belastungsgrenzen, sondern schwächen auch 

das Vertrauen der Menschen in die sozialen Sicherungssysteme und in die 

Handlungsfähigkeit der Politik. Wenn nichts passiert, werden die 

Beitragssätze auch 2026 und in den Folgejahren drastisch steigen. Nach der 

Regierungsneubildung muss deshalb ein „Sofort-Gesetz“ zur Stabilisierung 

der Beitragssätze aufgelegt werden.  

 

Wir haben in der GKV vor allem ein massives Effizienz- und 

Ausgabenproblem. Deshalb müssen wir zu einer stabilitätsorientierten 

Ausgabenpolitik zurückkommen. Seit 2015 öffnet sich die Schere zwischen 

Einnahmen und Ausgaben immer weiter. Die Gesamtausgaben der GKV 

stiegen seit 2015 von 209 Milliarden Euro auf prognostiziert 341 Milliarden 

Euro 2025 – fast fünf Prozent pro Jahr, also weitaus schneller als die 

Lohnentwicklung oder die Verbraucherpreise. Die Einnahmen stiegen 

dagegen nur von 198 Milliarden auf 295 Milliarden Euro. Es steht also 

eigentlich viel Geld zur Verfügung, aber die Versorgung ist mit dieser Mehr-

ist-mehr-Politik nicht besser geworden. Die Politik hat mit ihrer freigiebigen 

Gesetzgebung in den letzten Jahren hohe Preissteigerungen veranlasst und 

daneben Steuerungsinstrumente der Krankenkassen aufgegeben. In der Folge 

sind die Leistungsausgaben stark gestiegen. Krankenhäuser – mit einem 

Drittel der gesamten Ausgaben die stärksten Kostentreiber – sind dafür ein 

augenfälliges Beispiel. Für 2024 rechnen wir mit 100 Milliarden Euro. Auch 

im zweitgrößten Ausgabenposten, dem Arzneimittelbereich, hat die Politik 
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einen Kostenanstieg auf mittlerweile 55 Milliarden Euro pro Jahr zulasten der 

Beitragszahlenden hingenommen. Hinzu kommen kostentreibende 

Maßnahmen bei Heilmitteln, welche die Ausgaben um weit über 50 Prozent in 

fünf Jahren gesteigert haben. Die Abschaffung von Ausschreibungen bei 

Hilfsmitteln hat darüber hinaus den Vertragswettbewerb völlig zum Erliegen 

gebracht mit der Folge, dass sich die Preise teilweise verdreifacht haben. 

Beispielsweise ist der Vertragspreis bei sogenannten Tens-Geräten, die zum 

Muskelaufbau und zur Schmerzreduktion eingesetzt werden, von 74 auf 218 

Euro pro hochwertigem Gerät geklettert. Auch im letzten Jahr hat sich der 

Ausgabenanstieg ungebremst fortgesetzt. 2024 verzeichnen wir in fast allen 

Leistungsbereichen durchgängig Steigerungsraten von fünf bis zehn Prozent.  

Enttäuschend ist, dass sich der Staat trotz wiederholter Zusagen seiner Pflicht 

entzieht, für eine angemessene Refinanzierung der Kosten für 

Bürgergeldempfängerinnen und -empfänger zu sorgen, was sowohl die 

schwarz-rote Koalition 2017 als auch die Ampelregierung 2021 in ihren 

Koalitionsverträgen zugesichert hatten – ohne den Ankündigungen Taten 

folgen zu lassen. Auch bei der Refinanzierung versicherungsfremder 

Leistungen, wie etwa Kosten für den Mutterschutz, Ausbildungskosten bei 

Pflegefachberufen oder Kinderkrankengeld, fehlen staatliche Mittel. 2010 

betrug der Bundeszuschuss an die GKV noch 15,7 Milliarden Euro, d. h. 9,1 

Prozent der Ausgaben, 2025 sind es nur noch 14,5 Milliarden Euro und damit 

4,2 Prozent der Ausgaben. Gemessen an den Ausgaben hat sich der 

Bundeszuschuss faktisch mehr als halbiert.  

 

Damit nicht genug. Der Staat kommt nicht nur seinen Finanzierungszusagen 

nicht nach, er überträgt den Beitragszahlenden auch noch fortwährend 

weitere Aufgaben wie jüngst die Co-Finanzierung des Krankenhaus-

Transformationsfonds.  

 

Folgende Maßnahmen müssen aus unserer Sicht in ein „Sofort-Gesetz“ 

gegossen werden: 

1. Der Staat muss seiner Verpflichtung nachkommen, die 

Gesundheitskosten für Bürgergeldempfängerinnen und -empfänger 

auskömmlich zu finanzieren. Hier geht es um bis zu zehn Milliarden 

Euro pro Jahr, die der GKV fehlen. 

2. Der Bundeszuschuss muss entsprechend der jährlichen Steigerung der 

Leistungsausgaben der GKV dynamisiert werden. Konkret ist eine 



Neujahrs-Pressekonferenz 29.1.2025 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 3 

 

jährliche Anhebung um mindestens 500 Millionen bis zu 1 Milliarde 

Euro erforderlich.  

3. Der Krankenhaus-Transformationsfonds muss ordnungspolitisch 

sauber aus Steuermitteln finanziert werden. Sonst wird die GKV um 2,5 

Milliarden Euro pro Jahr zusätzlich belastet werden. 

4. Längst überfällig ist die Absenkung der Mehrwertsteuer für 

Arzneimittel auf den ermäßigten Satz von sieben Prozent, wie es in 

anderen europäischen Ländern üblich ist. Arzneimittel sind kein 

Luxusgut, sondern so notwendig wie Lebensmittel, für die ebenfalls 

nur sieben Prozent erhoben werden. Einsparvolumen: bis zu sieben 

Milliarden Euro. 

5. Für eine stabilitätsorientierte Ausgabenpolitik braucht es eine 

Rückkehr zur Grundlohnsummenbindung in allen Vertragsbereichen. 

Damit wird sichergestellt, dass die Ausgaben wieder den 

Beitragseinnahmen der GKV folgen.  

6. Das beste Mittel gegen ausufernde Kosten bei Hilfsmitteln sind 

wettbewerbliche Ausschreibungen. Werden diese wieder zugelassen, 

bestehen Einsparpotenziale von 250 Millionen Euro jährlich. 

7. Nicht zuletzt fordern wir auch ein Klagerecht für die soziale 

Selbstverwaltung, um die ständigen Eingriffe des Staates in die 

Finanzautonomie der Selbstverwaltung zu unterbinden. Das betrifft 

auch die hälftige Finanzierung des Krankenhaustransformationsfonds 

durch die Krankenkassen. Aus der Sicht der Krankenkassen sind hier 

erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken anzumelden. Das 

Klagerecht sollte durch eine Ergänzung der Vorschriften im 

Sozialgerichtsgesetz sowie im Bundesverfassungsgerichtsgesetz 

eingeräumt werden.  

 

Pflege muss politische Chefsache werden 

In diesem Jahr dürfen wir uns über das 30-jährige Jubiläum der 

Pflegeversicherung freuen. Manche erinnern sich, wie hart das damals 

durchgefochten werden musste. Inzwischen sind alle Kritiker überzeugt. Die 

Pflegeversicherung ist eine tragende Säule der sozialen Sicherung geworden. 

Sie hat über lange Zeit dazu beigetragen, die Last der Pflegebedürftigkeit 

sozial abzufedern, und vielen Betroffenen damit den Gang zum Sozialamt 

erspart. Nur mit der Pflegeversicherung war es auch möglich, eine Pflege-

Infrastruktur aufzubauen. Mit dem demografischen Wandel und dem 

Fachkräftemangel hat sich die Sachlage jedoch geändert. Heute sind bereits 
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rund 5,6 Millionen Menschen pflegebedürftig. Die Zahlen werden 

korrespondierend mit der Alterung der Bevölkerung steigen. Die Einnahmen 

der Pflegeversicherung steigen jedoch nicht mit der gleichen Dynamik. 

Während die Ausgaben in den letzten zehn Jahren um rund 140 Prozent 

gestiegen sind, betrug die Steigerung bei den beitragspflichtigen Einnahmen 

nur 20 Prozent. Trotz ständiger Beitragssatz-Anhebungen ist das 

Rücklagenpolster der Pflegeversicherung inzwischen aufgebraucht. Die 

Finanzprobleme der Pflegeversicherung sind inzwischen so evident, dass es 

nicht mehr ausreicht, ein paar Schräubchen zu drehen. Deshalb fordern wir, 

dass die nächste Bundesregierung die Pflegeversicherung zur Chefsache 

macht.  

 

Unsere Forderungen an die kommende Bundesregierung sind daher:  

1. Versicherungsfremde Leistungen müssen gesamtgesellschaftlich 

finanziert werden. Die SPV übernimmt seit Jahren versicherungsfremde 

Aufgaben. Dazu gehört etwa die Finanzierung der sozialen Absicherung 

der pflegenden An- und Zugehörigen in Höhe von rund 4,5 Milliarden 

Euro jährlich, die aus Steuermitteln erfolgen muss. Ebenso muss die 

Politik ihr Versprechen einhalten und von der SPV übernommene 

pandemiebedingte Zusatzkosten in Höhe von 5,3 Milliarden Euro wie 

zugesagt zurückzahlen. Zudem muss der für die Jahre 2024 bis 2027 

ausgesetzte Bundeszuschuss in Höhe von einer Milliarde Euro jährlich 

dauerhaft fließen und darüber hinaus dynamisiert werden.  

 

2. Zu einer gerechten Lastenverteilung gehört zwingend auch ein 

Finanzausgleich zwischen sozialer und privater Pflegeversicherung. Es ist 

nicht zu erklären, dass ausgerechnet die private Pflegeversicherung von 

der Absicherung des gesamtgesellschaftlichen Pflegeaufwands 

ausgenommen wird. Ein Ausgleich würde eine Entlastung der SPV von 

jährlich zwei Milliarden Euro bedeuten. 

 

3. Um die stetig steigenden finanziellen Belastungen für Pflegebedürftige 

und deren Angehörige durch Eigenanteile abzufedern und die 

Wertbeständigkeit zu sichern, sollten die Leistungsbeträge jährlich 

dynamisiert und an volkswirtschaftlichen Kenngrößen wie das 

Bruttoinlandsprodukt ausgerichtet werden.   

 



Neujahrs-Pressekonferenz 29.1.2025 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 5 

 

Insgesamt muss die Politik auf allen Ebenen ihre Verantwortung als 

Impulsgeberin für gute Pflegebedingungen viel stärker wahrnehmen. Pflege 

ist ein Thema, das immer mehr Menschen in ihrem persönlichen Umfeld 

betreffen wird. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Betroffenen 

nicht allein zu lassen und kommunale und zivile Unterstützungsnetzwerke 

auszubauen.  

 

 

 

 

  


